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Zusammenfassung der gemeinsamen Sitzung


Vom Samstag, den 18. August 2001











Die Kommission 2 (Grundrechte und –pflichten) und 3 (Staatsaufgaben/Finanzen) trafen sich am Samstag den 18. August 2001 im Château de St-Aubin. Diese gemeinsame Sitzung wurde von Frau Erika Schnyder (Kommission 3) und Herrn Adolphe Gremaud (Kommission 2) präsidiert.





Das Ziel der Sitzung war festzustellen, in welcher Weise die Mehrheit der Mitglieder der beiden Kommissionen der Armut begegnen wollten (Grundrecht auf menschenwürdige Existenz? Allgemeine Formulierung als Staatsaufgabe? Konkretere Formulierung, etwa durch Festlegung eines Mindesteinkommens zur Wiedereingliederung? Sozialziel?).








Die Kommissionsmitglieder kammen in den Genuss der Ausführungen von Frau Béatrice Despland, Juristin, Lehrerin und Spezialistin im Bereich der Sozialversicherungen und der Sozialhilfe, welche der Kommission die Handlungsspielräume der Kantone aufzeigte und die Sitzung unterstützte. Insbesondere antwortete sie auf die zahlreichen, gestellten Fragen.





Der Diskussion konnte entnommen werden, dass ein breiter Konsens über die Notwendigkeit des Einschreitens in diesem Bereich vorhanden ist. Die Meinungen scheiden sich indes bezüglich der zu verwendenden Mittel. Eine Abstimmung erhellte eine schwache Minderheit, welche eine ähnliche Wendung, wie sie Art. 38 KV-BE� enthält, bevorzugte. Demgegenüber sprach sich eine starke Minderheit für eine Lösung, wie sie der Kanton Waadt in seinem Vorentwurf von Juni 2001 vorsieht (vgl. Art. 63� und 64�).





Die beiden Kommissionen werden sich erneut zu einer gemeinsamen Sitzung am 6. September zur Beratung der Bildung und Erziehung vereinigen.





� Art. 38 KV-BE ("Sozialhilfe"): "[Abs. 1] Kanton und Gemeinden sorgen zusammen mit öffentlichen und privaten Organisationen für hilfsbedürftige Menschen. [Abs. 2] Sie fördern die Vorsorge und Selbsthilfe, bekämpfen die Ursachen der Armut und beugen sozialen Notlagen vor. [Abs. 3] Sie können die Leistungen des Bundes für die soziale Sicherheit ergänzen."


� Art. 63 projet VD juin 2001 (« Protection sociale ») : « [Al. 1] L’Etat et les communes assurent à chaque habitant les conditions d’une vie digne : a) par la prévention des situations de précarité ; b) par l’organisation d’une aide sociale en principe non remboursable. [Al. 2] Ils veillent à ce que toute personne dans le besoin puisse disposer d’un logement d’urgence. ».


� Art. 64 projet VD juin 2001 (« Prévention de l’exclusion et réinsertion ») : « [Al. 1] L’Etat s’engage dans la prévention de l’exclusion professionnelle et sociale ; il favorise la réinsertion, notamment par la formation et la certification de compétences professionnelles. [Al. 2] Il garantit un revenu minimum de réinsertion. ».








